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An die Träger der Familienberatung 
 
per E-Mail 
 
 
 
 
 
 
 
Umstellung der Förderung der Familienberatung auf eine fachbezo-
gene Pauschale gem. § 29 HHG NRW 
 
Anlage: „Grundsätze der Förderung der Familienberatung in Nordrhein-

Westfalen“ 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Familienberatung in Nordrhein-Westfalen ist mit ihrer starken Struktur 

von rund 300 regionalen Beratungsstellen eine wichtige Säule der Kinder- 

und Jugendhilfe. Mit dem Ausbau der Erziehungsberatung im Bereich der 

spezialisierten Beratung bei sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Ju-

gendliche wurde dieser Bereich in den letzten Jahren deutlich gestärkt. 

Gemeinsam mit den Kommunen und freien Trägern hat die Landesförde-

rung in diesem Bereich ein flächendeckendes Beratungsangebot mit ho-

hen Qualitätsstandards für Kinder, Jugendliche und Familien geschaffen 

und gesichert. 

Mit diesem Schreiben möchte ich Sie darüber informieren, dass die För-

derung der Familienberatung einschließlich der spezialisierten Beratung 

bei sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche ab dem Jahr 

2024 auf eine fachbezogene Pauschale gemäß § 29 HHG umgestellt 

wird. 

Ich freue mich, Ihnen mittteilen zu können, dass dies eine deutliche Ver-

fahrensvereinfachung mit sich bringt. So wird zukünftig das Antragsver-
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resanfang festgesetzt und machen somit die Abschlagszahlungen sowie 

den unterjährigen Ausgleich von Personalschwankungen entbehrlich. 

Die Landesförderung setzt sich mit der Umstellung auf eine fachbezo-

gene Pauschale wie folgt zusammen: 

 10.000 Euro für ganzjährig vollzeitbeschäftige Fachkräfte (VZÄ) in 

Einrichtungen der Familienberatung in kommunaler Trägerschaft ent-

sprechend dem Stand der im Jahr 2022 beschäftigten VZÄ.  

 Förderung entsprechend dem Stand der Eingruppierungen des Jah-

res 2022 für Einrichtungen der nach § 75 SGB VIII anerkannten Träger 

der freien Jugendhilfe für die Beschäftigung von Fach- und Verwal-

tungskräften unter Berücksichtigung aller Stellenanteile und Honorar-

stunden im Rahmen der maximal förderfähigen VZÄ. Die Förderbe-

träge setzen sich zusammen auf der Grundlage der Ihnen bereits be-

kannten und zugeordneten Mindestpauschalen für die Jahre 2022 – 

2024. 

 Förderung entsprechend dem Stand des Jahres 2023 für Einrichtun-

gen mit einer spezialisierten Beratung bei sexualisierter Gewalt gegen 

Kinder und Jugendliche in öffentlicher und freier Trägerschaft (aktuel-

les Ausbauvorhaben, bisher kein Bestandteil der Richtlinienförderung) 

für die Beschäftigung von Fachkräften. 

 Für Anlauf- und Beratungsstellen bei körperlicher und psychischer 

Misshandlung sowie Vernachlässigung und sexualisierter Gewalt ge-

gen Kinder und Jugendliche unter Gewährleistung der Mitarbeit von 

Ärztinnen und Ärzten gewährt das Land weiterhin eine Pauschale in 

Höhe von 34.040 Euro für eine Fachkraft. 

 Für Einrichtungen, die sich an der bke-online Beratung beteiligen, wird 

der dafür vorgesehene Förderanteil in Höhe von 4.000 Euro bei der 

fachbezogenen Pauschale berücksichtigt. 

Die fachbezogene Pauschale wird entsprechend der Erläuterungen in Ka-

pitel 07 030 Titelgruppe 69 (neu) des Haushaltsplanentwurfes ausge-

schüttet.  

Die bisher in den Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Familienberatungsstellen vom 17.02.2014 und den 
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ter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche vom 17. Februar 2021 verorte-

ten und im Rahmen der Richtlinienbefassung Anfang 2022 mit Vertrete-

rinnen und Vertretern der Trägerverbände leicht angepassten Qualitäts-

kriterien der Beratung werden ab 2024 über den Haushaltsplan mit den 

„Grundsätzen der Förderung der Familienberatung in Nordrhein-Westfa-

len“ sichergestellt. Dieses Dokument füge ich diesem Schreiben bei. 

Die Förderung als fachbezogene Pauschale wurde bereits in den Haus-

haltsplanentwurf 2024 aufgenommen. Sie wird nach der Beratung und 

Verabschiedung des Haushalts durch den Gesetzgeber wirksam. 

Weitere Informationen zum geänderten Förderverfahren erhalten Sie zu 

gegebener Zeit vom zuständigen Landschaftsverband. 

Sicherlich haben Sie schon der Presse entnehmen können, dass der Lan-

deshaushalt 2024 von Einsparungen betroffen ist. Diese schlagen sich 

leider auch im Bereich der Familienberatung nieder und verteilen sich je 

zur Hälfte auf die öffentlichen und freien Träger. Die freien Träger erhalten 

jedoch nicht weniger, als ihnen im letzten Jahr mit der Mindestpauschale 

garantiert wurde. 

Ich freue mich, dass alle Träger wie bisher weiterhin in der Landesförde-

rung sind und die Familienberatung landesweit mit rund 30 Mio. Euro ge-

stärkt wird. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Dagmar Friedrich 


